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Volksaktien

Das Wirtschaftswunder des Erzliberalen Ludwig Erhard in den westdeutschen 1950er Jahren beruhte auf dem Konzept der Eigentümergesellschaft - ins Amerikanische übersetzt der „ownership society“. Wohlstand für Alle. Erhard-Zitat aus der berühmter Rede vor dem Deutschen Handwerkskammertag in Augsburg am 15.Juni 1955: “Kümmere Dich du, Staat, dich nicht um meine Angelegenheiten, sondern gib mir soviel Freiheit und laß mit von dem Ertrag meiner Arbeit soviel, dass ich meine Existenz... selbst zu gestalten in der Lage bin...“. Eigentümergesellschaft hieß auch Politik für Volksaktien - eine neue Aktienkultur. Von der Volkswagen-, über die Preussag bis zur Telekom-Volksaktie hat es viele Versuche aller bisherigen Bundesregierungen gegeben, Vermögensbildung über Kleinaktionärs-Motivierung zu erreichen, eine neue deutsche Aktiensensibilität zu schaffen. Als Teil einer Offensive für die Eigentümergesellschaft - vom eigenen Hausbesitz bis zur Teilhabe am Wirtschaftwunder einer vom staatlicher Gängelei befreiten Wirtschaft. Verglichen mit USA, Großbritannien, Schweiz, skandinavischen Ländern ist Altervorsorge und Vermögensbildung über breite Aktienstreuung, Aktien-Pensionsfonds und Entstaatlichung von Staatsmonopolen in Deutschland viel seltener - oft auch zögerlich-ängstlicher ins Werk gesetzt -, als in vielen anderen Ländern. Erst unter dem massiven Druck von EU-Direktiven und EU-Wettbewerbspolitik sind ehemalige Hitler-Staatsbetriebe, Telekommunikation, Post und Bahn jedenfalls teilprivatisiert.

Oft - wie etwa beim Verkauf von 17 Prozent des Kapitals der British Petroleum Company an Privatanleger ist dies mehr Teil-Entstaatlichung als echte Privatisierung. Im Effekt freilich läuft beides auf das gleiche hinaus - auf den Übergang von staatlichen Vermögensanteilen in private Hände, Dabei geht es auch darum die Staatsquote zu senken und im Ausland den Eindruck zu vermeiden, Deutschland halte auf Biegen und Brechen an Staatsunternehmen und großen staatlichen Aktienpaketen fest. Die Kontroverse mit Brüssel über den niedersäch-sischen Staatsanteil am VW-Werk hält an.

Bei deutschen Privatisierungs-Kampagnen vor 1989 in der Bundesrepublik sollten jedenfalls allmählich Teile des industriellen Bundesvermögens zur Stärkung der privaten Vermögens-bildung verwandt werden. Das begann im Jahre 1959, als das damalige Grundkapital der Preußischen Bergwerksund Hütten AG (der heutigen PREUSSAG AG) von 75 auf 105 Millionen Mark erhöht wurde und die jungen Aktien breit gestreut der Belegschaft und einkommensschwachen Bevölkerungskreisen angeboten wurden. Im Frühjahr 1961 wurden 60 Prozent des Aktienkapitals der Volkswagenwerk AG (von insgesamt 600 Millionen Mark) ebenfalls der Belegschaft und geringer verdienenden Interessenten mit einem gestaffelten Sozialrabatt verkauft. Schließlich folgte 1965 die Teilprivatisierung der heutigen VEBA AG, wobei, wie schon bei VW, die Privataktien weit überzeichnet wurden, weil das Interesse viel stärker war als das Angebot. Später folgte mit ähnlichen Aktionen und hohem PR-Aufwand die Telekom-Volksaktien-Kampagne. Telekom-Kleinaktionäre wurden in ihren Rendite-Erwartungen nach Fernseh-Werbesprüchen sehr enttäuscht – mit der Folge eines bis heute andauernden Einbruchs der bis in die 1990er Jahre bestehenden Volksaktien-Euphorie.

Auch die Total-Privatisierung der kommunistischen Staatswirtschaft DDR, also einer ganzen Volkswirtschaft, was ohne Beispiel in der Wirtschaftsgeschichte der Welt - über die von der DDR-Volkskammer 1990 beschlossene Errichtung der Treuhandanstalt und grundlegender Privatisierungsgesetze hat nicht zu neuer Volksaktienkultur in Deutschland geführt. Das Vertrauen in auf ewig laufende Sozialtransfers des Staates ist ungebrochen. Die Empfeh-lungen Ludwig Erhards sind 2006 vergessen.

